
Fortsetzung nächste Seite

im  Koalitionsausschuss aufgeschrieben
haben,  wollen wir  eine  Umsetzung zum

i.  Januar 2027  erreichen. Wir  haben die
Ergebnisse der  Alterssicherungskommis-
sion  vorliegen, die  ebenfalls zum 1.  Januar

2027  umgesetzt sein  sollen. Wir  müssen

die  Reform der  Pflegeversicherung bis  da-
hin  umsetzen, weil wir  im  nächsten Jahr
einen  Kostenüberhang von  7,5  Milliar-
den  Euro haben. Hinzu kommt noch die
Reform  der  Nachrichtendienste -  BND,
Bundesamt für  Verfassungsschutz, Mili-
tärischer Abschirmdienst -  und die  Über-
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WELT: Was sind nach der  Sommerpau-
se  die  größten thematischen Heraus-

forderungen?
FREI:  Nach der  Sommerpause stehen als
Erstes  die  Beratungen für  den  Bundes-
haushalt 2027  an.  Dann nehmen wir  uns

-  so  wie  es  der Koalitionsausschuss am  i.

Juli  beschlossen hat  -  die  Themen Steu-

ern,  Arbeitsmarkt und  Bürokratierück-
bau  vor.  In  all  diesen  Bereichen, die  wir

abbilden wollen, dann muss  das  Votum

eher  6o  zu  40  für  die  Union ausfallen.

WELT:  Viele  sehen,  dass  Teile  des
Markenkerns von  CDU und  CSU,  die
seriöse  Haushaltspolitik, aber  auch
Stabilität in  der  Regierung, durch die
Entscheidungen des  Bundeskanzlers
und fiihrender Unionsleute in  der  Re-

gierung  beschädigt worden sind. Wie
wollen  Sie  verlorenes Vertrauen zu-

rückgewinnen?
FREI:  Die  Union  regiert  nicht  alleine.
Wir  müssen darum ringen, welche The-
men wir  in welcher Form ins Gesetzblatt
bekommen. Deswegen darf der  Kompro-
miss  nie  diskreditiert werden -  Geben
und  Nehmen ist  in  jeder  Koalitionsre-

gierung entscheidend. Klar ist  aber auch:
Man muss  sich  in  dieser Koalition nicht

zwangsläufig in  der  Mitte  treffen. Wenn

wir  das  Ergebnis  der  Bundestagswahl

Menschen erkennen, wofür wir  als  CDU

und  CSU stehen in  dieser Koalition.

FREI:  Ich  denke  nicht,  dass  das  not-

wendig  sein wird. Aber es  ist  klar:  Mein
Mandat habe ich von  den Mitgliedern der

Bundestagsfraktion erhalten,  das  sind
meine Auftraggeber, nicht die  Regierung.
Und  deswegen geht es  für  mich in  dieser
neuen Rolle nicht darum, von vornherein
in  Kompromisslinien zu  denken, sondern
die  Interessen von  CDU  und  CSU  gut
sichtbar zu  vertreten. Darin liegt  schon
ein  Unterschied. Wichtig  ist,  dass  die

WELT:  In  den  Themen sind  Sie  drin,
aber  Sie  müssen die  nun aus  anderer
Perspektive vertreten, „kraftvoll" für
die  Fraktion, wie  Sie  sagen. Das  heißt
im  Zweifel auch  gegen  den  Bundes-
kanzler?

WELT:  Es  gab  viel  Kritik an  Ihnen als
Kanzleramtschef, warum sind Sie  jetzt
der  Richtige an  der Spitze der Fraktion?
FREI:  Die  Entscheidung haben die  Ab-

geordneten getroffen, und zwar mit  sehr
großer  Zustimmung für  mich.  Das  gibt
mir  die  Chance, die  Interessen der  Frak-
tion  kraftvoll zu  vertreten. In  der neuen

Funktion habe  ich  den  Vorteil, dass  ich
dem  Koalitionsausschuss bisher  schon
angehört und damit Gesetzentwürfe im
Kabinett  häufig  auch  verhandelt habe.
Jetzt  geht es  in die  Phase der Verabschie-

dung  von  Gesetzen im  Bundestag. Inso-

fern  sind die  Themen für  mich alle nicht

neu,  ich  habe  sie  intensiv bearbeitet in
den  vergangenen 15  Monaten. Ich  denke,
das  erleichtert uns die Arbeit.

Bundeskanzler anschließend auch einge-
gangen ist.  Insofern gehe ich  davon aus,
dass  diese Debatte abgeschlossen ist.  Ich
bin  außerdem davon überzeugt, dass  die
neuen  Kolleginnen und  Kollegen in  der
Bundesregierung sehr schnell durch ihre
Fachkenntnis und  ihre  Arbeit überzeu-

gen  werden. Wir  haben so  viele Sachthe-

men, die wir  nach der parlamentarischen
Sommerpause zu  bearbeiten haben, da
wird  es  genügend Stoff  für  neue,  sach-
orientierte Diskussionen geben.

FREI:  Nein, das  glaube ich nicht. Wir hat-
ten  mehr als  ein  Dutzend Wortmeldun-

gen  in  der  Fraktionssitzung, auf die  der

WELT:  Da  flammt nach  der  Sommer-

pause nichts mehr auf?

FREI:  Es  ist  nicht alles so  rund gelaufen,
wie  man  sich  das  gewünscht hätte. Aber
es  ist  auch das Recht des  Bundeskanzlers,
über  das  Personaltableau zu  entschei-
den.  Friedrich Merz hat  seine  Entschei-

dungen in  überzeugender Art und Weise

getroffen. In  der  Fraktion gab  es  dazu

Aussprachebedarf und auch  Kritik, aber
der  haben wir uns am  29.  Juli gestellt.

WELT:  War  die  Personalpolitik des
Kanzlers  in  den  vergangenen Tagen
Qualität -  oder war es  schlechtes Hand-
werk und schlechte Kommunikation?

WELT:  Herr  Frei,  Sie  freuen sich  als
neuer  Fraktionschef auf mehr Debatte
und weniger Aktenstudium. Müssen Sie
nicht  fürchten, dass  die  Fraktion nach
den  unglücklichen Personalrochaden
noch viel  Debattenbedarf hat, was  den

Führungsstil des Kanzlers angeht?
THORSTEN FREI:  Ich  denke,  dazu be-
steht kein Anlass. Wenn wir in  der Sache
heftige  Debatten zu  unterschiedlichen
Themen haben, dann spricht das  für  das
Engagement der  Fraktion und ihrer Ab-
geordneten. Das  ist  unsere Art  und Wei-

se,  uns  einzubringen und  politische Ak-

zente zu  setzen.

horsten Frei,  52,  ist  seit  Mitt-
woch vergangener Woche Vor-

sitzender der  CDU/CSU-Frak-
tion  im  Bundestag. Zuvor war

der  CDU-Politiker Chef  des
Bundeskanzleramts, er  gilt  als  einer der
engsten  Vertrauten von  Kanzler Fried-
rich Merz (CDU). 2013 kam der Jurist als

Abgeordneter nach Berlin -  nach mehre-
ren  Jahren auf dem Posten des  Oberbür-

germeisters von  Donaueschingen.
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Unionsfraktionschef Thorsten Frei verfolgt das  Ziel,
das  individuelle Asylrecht in  der Europäischen Union abzuschaffen.

Die  Steuererhöhungspläne der SPD weist er  ebenso zurück wie Versuche

ostdeutscher Ministerpräsidenten, die  Frühverrentung zu  retten

„Die abschlagsfreie Rente
muss  ein Ende haben”
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FREI:  Ich  habe das  im  Sommer 2023  in

einem  Namensartikel geschrieben, und
daran  habe  ich  keinerlei Abstriche zu

machen -  zumindest in  der  Zielsetzung.
Wir  müssen  diejenigen  zurückführen,
die  kein Asylrecht haben. Es  ist  aber auch
offensichtlich, dass man  da  an  rechtliche
und  tatsächliche Grenzen stößt.  Und

deswegen müssen wir  sehr viel  mehr als
früher darauf achten, dass  diejenigen, die
absehbar kein  Asylrecht in  Deutschland
und  Europa haben, nach Möglichkeit gar
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WELT:  Sie  selbst  haben vor  einigen
Jahren auf die  Abschaffung des  indivi-
duellen Asylrechts in  der  EU  gedrun-
gen.  Ist  das weiterhin Ihre Position?

FREI:  Das  sehe  ich  nicht so.  Es  ist  viel-
leicht  eher  ein  Weckruf gewesen, dass
solche  Gefahren bestehen und  wir  ge-
wappnet  sein  müssen. Wir  haben uns

auf  einen effektiveren Grenzschutz ver-

ständigt,  haben da  aber  noch nicht das
Niveau,  das  wir  brauchen. Wir  benöti-

gen  so  lange Binnengrenzkontrollen, bis
wir  diesen effektiven Außengrenzschutz
haben.

dentin Ursula von der Leyen hat siche-
re  Außengrenzen, Solidarität zwischen
den  Mitgliedstaaten und  effizientere

Asyl-  und Rückkehrverfahren verspro-
chen.  Ist  dieses  Vertrauen mit  diesen
Bildern bereits verspielt?

WELT: Vor  sieben Wochen ist  ein um-

fangreiches  EU-Migrationspaket in
Kraft  getreten.  Kommissionspräsi-

WELT:  Schauen wir  auf  die  Situation
in  der  spanischen Exklave in  Afrika,
Ceuta, wo  am  Freitag eine Rekordzahl
an  Menschen irregulär über  die  EU-

Außengrenze angekommen ist.  Was

waren  Ihre  ersten  Gedanken, als  Sie
die  Bilder gesehen haben?
FREI:  Die  Bilder waren  natürlich ver-

störend. Das  hat  noch mal sehr  deutlich
gemacht, dass  wir  in  Sachen Migration
wirklich eine  einheitliche, entschlossene

Vorgehensweise auf  europäischer Ebene
brauchen.

FREI:  Wir  haben die  Vorschläge der  Al-
terssicherungskommission, aber  noch
keinen Referentenentwurf aus  dem Bun-

dessozialministerium. Unabhängig von

der  Frage, ob  die  Zustimmung der  Bun-

desländer überhaupt nötig ist, wollen wir

natürlich die  Ministerpräsidenten von

diesem Konzept überzeugen.

WELT: Wie wollen Sie die widerstreben-
den  Ministerpräsidenten umstimmen?

vorgeschlagen hat.

WELT: Was ist mit möglichen Härtefall-

regelungen, zum Beispiel für Berufe mit
besonderer körperlicher Belastung?
FREI:  Eine  soziale  Schutzrente ist  be-
reits  vorgesehen. Das  heißt,  diejenigen,
die  in  einem Beruf mit enormer körper-
licher  Anstrengung arbeiten -  nehmen
wir  den  viel  zitierten  Dachdecker als

Beispiel  -,  die  ab  einem  bestimmten
Alter  gesundheitlich nicht mehr in  der

Lage  sind,  die  Tätigkeit, die  sie  ein  Be-

rufsleben lang  gemacht  haben,  weiter
auszuüben, müssen früher  in  den  Ru-

hestand  gehen  können. Aber  generell
muss  die  abschlagsfreie Rente  nach

45  Beitragsjahren ein  Ende haben -  so,
wie  es  die  Alterssicherungskommission

FREI:  Darin  sehe  ich  keine  Attacke. In
einer Volkspartei wie der CDU kann man

unterschiedliche Meinungen haben. Die
Position  des  Kanzlers teile  ich  ohne Ab-
striche. Man muss  den Menschen sagen:
Die  geplante Rentenreform wird nicht zu

einer  Senkung der  Rentenversicherungs-
beiträge führen, sondern im  Gegenteil zu

einer  moderaten Steigerung. Denn  mit
der  Einführung der Kapitalrente wird an-

gestrebt, dass man  ab  den zo4oer-Jahren
ein  Gesamtversorgungsniveau deutlich
über  5o  Prozent erreicht. Aber  in  dem
Konzept gibt es  natürlich auch Elemente,
die  kostendämpfend sind -  dazu  gehört
die  Abschaffung der  abschlagsfreien Ren-

te  nach 45  Beitragsjahren. Und deswegen
wäre  es  ein  großer Fehler, jetzt einzelne
Bausteine herauszubrechen, die am  Ende
das  Gesamtgefüge zum  Scheitern brin-

gen  könnten.

WELT:  Der  Bundeskanzler hatte klar

gesagt, er  wolle sämtliche Vorschläge
der  Rentenkommission, so  wie von ihr

beschlossen, umsetzen. Auch die  Ab-
schaffung der  „Rente mit  63".  Teilen
Sie  die  Position des  Kanzlers, und ist
das  Votum der CDU-Ministerpräsiden-
ten  eine Attacke auf Friedrich Merz?

FREI:  Das  hat  mich ehrlich gesagt über-
rascht. Wir waren uns in  Partei und Frak-
tion  eigentlich einig,  dass  wir  die  Vor-

schläge  der  Alterssicherungskommission
grundsätzlich  komplett  übernehmen.
Natürlich muss  man  den  Bericht  der
Kommission sehr  genau  lesen.  Es  geht
auch  darum,  dass  man  entsprechende
 Übergangsfristen wahrt.

WELT:  Dissens  gibt  es  auch  bei  der
Rentenreform,  sogar  innerhalb der
CDU.  Drei  Ministerpräsidenten aus

ostdeutschen Bundesländern wollen
die  Abschaffung der  „Rente mit  63"
nicht  mittragen. Kam das mit Ansage?

gehört  auch, dass  wir  nicht mitmachen,
wenn  die  SPD  die  Erbschaftsteuer er-

höhen und  die  Vermögensteuer wieder
einführen will. Wir  haben dazu absicht-
lich  keine Verabredungen im  Koalitions-
vertrag getroffen. Ganz einfach deshalb,
weil  auch  in  den  Koalitionsverhandlun-
gen  akzeptiert wurde,  dass  die  Union
nicht  bereit  ist,  über  diese  Themen zu

sprechen.  Bei  der  Vermögensteuer ha-
ben  wir klare Verhältnisse. Die  gibt es  ja.
Sie  wird sozusagen nur  nicht vollzogen.
Und  bei  der  Erbschaftsteuer würde ich
empfehlen,  das  anstehende Urteil  des

Bundesverfassungsgerichts abzuwarten.
Die  Erbschaftsteuer hatten wir vor  nicht
allzu  langer Zeit  bereits  geändert -  mit
einem  sehr  guten  Ergebnis: Wir  unter-

scheiden  nämlich zwischen betrieblich
gebundenem Vermögen und  Privatver-

mögen.  Das  sollten wir  auch in  Zukunft
beibehalten,  um  gerade  mittelständi-
sche  Unternehmen in  ihrem Bestand zu

schützen.

FREI:  Wir haben natürlich unterschiedli-
che  Schwerpunkte und unterschiedliche

Gangarten, das  ist  offensichtlich. Dazu

WELT:  Aus  der  Wirtschaft hört  man,
das  reiche alles bei  Weitem nicht. Ist

die  SPD  also  doch ein  Stoppschild bei
den  genannten Themen?

reich der  Steuerpolitik, beim Bürokratie-
rückbau und in  der  Arbeitsmarktpolitik.
Wir  haben den  Kündigungsschutz mo-

difiziert.  Wir  haben bei  der  sachgrund-
losen  Befristung von  Arbeitsverträgen
eine  Verdopplung von  24  auf  48  Monate

erreicht.  Sie  kann nun  insgesamt sechs-
mal  verlängert werden. Das  verschafft
den  Betrieben zusätzliche Flexibilität.
Gerade  für  kleine und mittelständische
Unternehmen ist  es  ein  echtes Plus.

WELT:  Bei  Steuern, Pflege und  Rente

ist  der  Dissens in  der  Koalition groß.
Die  SPD-Vorsitzende Bärbel  Bas  hat
im  ZDF-Sommerinterview ihre  eigene
Partei als  Stoppschild in der Regierung
bezeichnet, mit  Blick  auf  den  Abbau
von  Arbeitnehmerrechten. Wie  wollen
Sie  mit dieser Regierung Geschwindig-
keit  aufnehmen?
FREI:  Ich betrachte es  mal von der positi-
ven  Seite: Wir haben bislang ganz schön
viel  Tempo vorgelegt. Wir haben zum  Bei-
spiel  einiges auf den Weg gebracht im Be-

arbeitung des  Bundestagswahlrechts, das
in  der  vergangenen Wahlperiode auf un-

befriedigende Weise geändert worden ist.
Wir  haben uns so  viel vorgenommen, dass
wir  große Mühe haben werden, das  alles
zeit-  und plangerecht umzusetzen.



sie  gemeinsam  mit  dem  Koalitions-

partner  abstimmen. Es  ist  klug,  das  im

Herbst zu  machen. Wir  haben noch drei

Landtagswahlen im  September: in  Sach-
sen-Anhalt,  in  Mecklenburg-Vorpom-
mern  und  in  Berlin. Wenn die  am  zo.

September gelaufen sind, weiß man, wie
die  Mehrheitsverhältnisse in  der  Bun-

desversammlung aussehen werden.
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FREI:  Nein, nicht in  dieser Absolutheit.
Aus  meiner Sicht muss  beides  möglich
sein,  ein  Mann oder  eine  Frau. Aber es

spricht  einiges dafür, dass das  Amt auch
einmal von  einer  Frau besetzt wird.  Es

wird  einen  Vorschlag der  Parteivorsit-
zenden von  CDU und  CSU  geben, den

es  müsse eine  Frau werden. Teilen Sie

die?

WELT:  Kommen wir zum  Schluss auf
die  Bundesversammlung und  die  Fra-

ge,  wer  das  Amt des  Bundespräsiden-
ten  übernimmt. Es  gibt  Forderungen,

nicht  erst  nach  Deutschland kommen.

Deswegen ist  es  der  richtige Ansatz, die-

jenigen, die  kein erfolgreiches Verfahren
durchlaufen haben, in  ein  sicheres Dritt-
land zu  bringen.
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